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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

In seiner Rede auf der Delegiertenversammlung im Oktober in Sempach (LU) übte
Präsident Pelli scharfe Kritik an Bundesrat Blocher und namentlich an dessen
Infragestellung der Antirassismusstrafnorm. Darüber hinaus machte er dem Schweizer
Fernsehen und besonders der Politiksendung „Arena“ den Vorwurf, Blocher eine
weitgehend unkritische Plattform gegeben zu haben und so dazu beizutragen, dass
wichtigere Themen aus dem Bewusstsein der Öffentlichkeit gedrängt würden. Pellis
Rede fand zwar grundsätzliche Zustimmung, er wurde jedoch von einem Teil der
Delegierten dafür kritisiert, dass er sich zu sehr auf die SVP einschiesse und dabei
inhaltliche Anliegen und langfristige politische Zielsetzungen vernachlässige. Ausserdem
beriet die Partei über ein „liberales Konzept einer nachhaltigen Energiepolitik“. Darin
steht eine CO2-arme und möglichst unabhängige Energieversorgung der Schweiz im
Vordergrund. In diesem Sinn spricht sich das Papier für eine weitere Nutzung der
Atomkraft und gegen fossile Brennstoffe aus; die Aargauer Sektion erhielt dabei
Unterstützung für ihre Forderung nach einem zusätzlichen Atomkraftwerk. Parallel dazu
wurde ein starkes Engagement für erneuerbare Energien, vor allem die Geothermik und
die Wasserkraft, gefordert.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.10.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im Juli begann die SVP ihre Kampagne für die Ausschaffungsinitiative mit dem so
genannten „Schäfchenplakat“, auf dem zu sehen ist, wie weisse Schafe ein schwarzes
Schaf aus der Schweiz werfen. Die SVP erklärte, mit diesem Motiv wolle sie zeigen, dass
sich ihre Politik allein gegen kriminelle Ausländer richte und nicht gegen Ausländer
generell. Ausserhalb der Partei sorgte das Plakat allerdings weit herum für Empörung.
So richtete sich der UNO-Sonderberichterstatter zu Rassismus, Doudou Diène,
aufgrund des Plakates mit einem kritischen Brief an den Bundesrat. Auf den 1. August
hin verschickte die SVP Unterschriftenbögen für die Ausschaffungsinitiative an alle
Haushalte der Schweiz. Diese Versandaktion wurde von einem anonymen Spender aus
der Romandie finanziert. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.08.2007
SABINE HOHL

Anders als vor vier Jahren war die Medienresonanz auf die Wahlkampagne der SVP
insgesamt gering. Hatten die Schäfchenplakate bei den Wahlen 2007 noch zu einem
riesigen, der Partei zu Gratiswerbung verhelfendem Medienecho geführt, wurden die
Plakate zur Masseneinwanderungsinitiative medial kaum debattiert. Einzige Ausnahme
stellte das so genannte „Schlitzerplakat“ dar, auf dem die Messerattacke eines
Kosovaren auf einen Schweizer als „Folge der unkontrollierten Masseneinwanderung“
dargestellt wurde. Der gewählte Plakattitel „Kosovaren schlitzen Schweizer auf“ musste
auf Druck einiger Medien – zahlreiche weigerten sich, das Inserat überhaupt abzubilden
– in „Kosovare schlitzt Schweizer auf“ geändert werden. Auch die Schweizer
Bischofskonferenz protestierte gegen das Inserat und sprach in einem Communiqué
von „gotteslästerlicher Menschenverachtung“. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.08.2011
MARC BÜHLMANN

Die im Vorjahr auf der Homepage der Kommunalsektion Widen (AG) aufgeschalteten, in
Text verpackten, aber durch Hervorhebung erkennbaren rassistischen Slogans hatten
ein Nachspiel. Wegen der rechtsextremistischen Äusserungen wurden der Präsident
und ein Vorstandsmitglied zu bedingten Geldstrafen verurteilt. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.02.2013
MARC BÜHLMANN

Bei der Lancierung der Ausschaffungsinitiative 2011 hatte ein provokatives Inserat der
SVP-Kampagne die Gemüter erregt. Einige Zeitungen weigerten sich sogar, die Annonce
mit der Unterschrift „Kosovaren schlitzen Schweizer auf!“ abzudrucken. Zwei Kosovaren
aus dem Kanton Zürich erstatteten in der Folge Strafanzeige wegen Verstosses gegen
die Antirassismus-Strafnorm. Die Staatsanwaltschaften der Kantone Zürich und Bern
hatten sich in der Folge über ein Jahr lang über die Zuständigkeit und den
Gerichtsstand gestritten. Das Bundesstrafgericht wies den Fall Bern zu, wo die
Strafuntersuchung allerdings eingestellt wurde. Dagegen führte die Anklage allerdings
erfolgreich Beschwerde. Das Obergericht des Kantons Bern wies die Staatsanwaltschaft
darauf hin, dass der Fall zwingend einem unabhängigen Strafgericht überlassen werden

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.08.2013
MARC BÜHLMANN
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müsse. Angezeigt wurde schliesslich Toni Brunner, der als Parteipräsident und
Wahlkampfleiter die Verantwortung übernahm. Allerdings wurde die Immunität
Brunners von den zuständigen Parlamentskommissionen geschützt. 4

Liberale Parteien

Bei den eidgenössischen Abstimmungen lehnte die LP, im Gegensatz zur FDP, zwei der
drei Verkehrsabgabe-Vorlagen ab (bei der Vignette beschloss sie Stimmfreigabe) und
sie stimmte wie die SVP gegen den Kulturförderungsartikel. Dem Antirassismus-Gesetz
stimmte die LP Schweiz, nicht aber die waadtländische Kantonalpartei zu. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Konservative und Rechte Parteien

Bei den eidgenössischen Abstimmungen kämpften die SD vergeblich gegen eine
Annahme des Anti-Rassismus-Gesetzes. Einen Abstimmungssieg erreichten sie jedoch
mit der Ablehnung schweizerischer Blauhelmtruppen, gegen die sie das Referendum
mitgetragen hatten. Entgegen den anderen Parteien des rechten Spektrums sprachen
sich die SD für die Alpeninitiative aus. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Bei den eidgenössischen Abstimmungen kämpfte die EDU unter anderem gegen den
Kulturförderungsartikel, die UNO-Blauhelmtruppen und das
Krankenversicherungsgesetz. Zum Verbot der Rassendiskriminierung beschloss sie
Stimmfreigabe; ihre grösste Kantonalsektion (Bern) empfahl ein Ja. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Bei den eidgenössischen Abstimmungen stimmte die FPS achtmal gegen Bundesrat und
Parlament und bejahte insgesamt nur gerade drei der eidgenössischen Vorlagen.
Vehement wehrte sie sich namentlich auch gegen das Anti-Rassismus-Gesetz. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Nationalrat und SD-Zentralpräsident Rudolf Keller (BL) lancierte einen Aufruf zu einem
«Amerika-Boykott», da er sich die Boykott-Drohungen amerikanischer Behörden im
Zusammenhang mit der Schweizer Rolle im Zweiten Weltkrieg nicht mehr gefallen
lassen wollte. In einem Communiqué rief er dazu auf, «sämtliche amerikanischen und
jüdischen Waren, Restaurants und Ferienangebote solange zu boykottieren, bis diese
gemeinen und völlig unberechtigten Angriffe und Klagen gegen die Schweiz» aufhörten.
Dazu präzisierte er, dass sich der Boykottaufruf nicht gegen jüdisch-schweizerische
Firmen, sondern ausschliesslich gegen jüdisch-amerikanische richtete. Gegen ihn
wurde ein Verfahren gegen das Antirassismusgesetz eröffnet. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.07.1998
URS BEER

Das inoffizielle Parteiorgan der Lega, «Il Mattino della domenica», behandelte im
Sommer die amerikanisch-schweizerischen Auseinandersetzungen um Raubgold und
nachrichtenlose Konten aus der Nazizeit mit antisemitischen Tönen. In der Ausgabe
vom 14. Juni wurde in einem von Lega-Präsident Bignasca gezeichneten Artikel
behauptet, die Emissäre der Volcker-Kommission, welche die Tessiner Kantonalbank
nach nachrichtenlosen Konten durchforschten, seien auf ihr Verlangen hin und auf
Kosten der Bank in einem Luxushotel untergebracht worden. Dazu kommentierte
Bignasca zynisch: «Diesen Herren [...] müsste man zwei Wochen Urlaub im Hotel
Buchenwald in Dachau bezahlen, das von einem sympathischen Herrn mit Schnäuzchen
geführt wird». Um jedem Missverständnis vorzubeugen, gaben Bignasca, Lega-
Nationalrat Maspoli sowie Lega-Regierungsrat Borradori in einer späteren Erklärung
bekannt, dass die Lega niemals antisemitisch sei, sie wehre sich allerdings gegen die
Erpressungsversuche und Attacken einer «gewissen jüdischen Lobby». Die Tessiner
Untersuchungsbehörden ermittelten gegen Bignasca wegen Verstössen gegen das
Antirassismus-Gesetz und verurteilten ihn zu einer Busse von 7'000 CHF. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.12.1998
URS BEER
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Das im Vorjahr gegen den Präsidenten der Schweizer Demokraten, Nationalrat Rudolf
Keller (BL), eingeleitete Strafverfahren wegen Verstosses gegen das Anti-
Rassismusgesetz konnte nicht durchgeführt werden. Der Nationalrat hiess das Gesuch
der Strafbehörden um Aufhebung der parlamentarischen Immunität zwar gut, der
Ständerat lehnte es aber ab, da seiner Meinung nach ein direkter Zusammenhang
zwischen Kellers politischem Amt und dem inkriminierten Boykott-Aufruf
amerikanischer und jüdischer Geschäfte vorliege. 

Nachdem 1998 die SD des Kantons Bern beschlossen hatten, Nationalrat Markus Ruf
wegen fehlender Übereinstimmung mit den Parteizielen für die Wahlen vom Herbst
1999 nicht mehr zu nominieren, trat dieser im Berichtsjahr aus der Partei aus. Er
kandidierte erfolglos auf der Liste des LdU. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.09.1999
DANIEL BRÄNDLI

Der Präsident der Freiheitspartei Schweiz, der Bieler Polizeidirektor Jürg Scherrer,
wurde von einem Einzelrichter vom Vorwurf der Rassendiskriminierung
freigesprochen. 12

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 21.02.2002
MAGDALENA BERNATH

Das Obergericht des Kantons Bern bestätigte ein Urteil gegen den Präsidenten der
Freiheitspartei, Jürg Scherrer (BE), wegen Rassendiskriminierung. 13

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.11.2003
MAGDALENA BERNATH

Im August trat der Vizepräsident der SD, Roman Wagner, von seinem Amt zurück. Die
Presse hatte Besuche von deutschen Neonazis bei Wagner aufgedeckt. Parteipräsident
Hess legte ihm daraufhin den Rücktritt nahe. Seine Kandidatur für den Nationalrat im
Kanton Aargau konnte Wagner allerdings nicht mehr zurückziehen. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.08.2007
SABINE HOHL

Die praktisch nur noch in Biel existierende Freiheits-Partei machte dort wiederholt
durch ihren Gemeinderat und Parteipräsidenten Jürg Scherrer von sich reden. Im Zuge
seiner verschiedenen gegen Ausländer gerichteten Äusserungen kam es zu Diskussionen
im Bieler Parlament und im Gemeinderat, inwiefern das Doppelmandat von
Regierungsmitglied und Parteipräsident miteinander vereinbar sei. Eine entsprechende
Motion des Freisinnigen Peter Moser gewann nur in abgeschwächter Form die
Zustimmung des Stadtparlaments. Die Debatte im Stadtrat machte jedoch klar, dass
eine Mehrheit der Auffassung ist, dass Scherrers Verhalten, zuletzt eine Aktion gegen
Minarette, das Ansehen der Stadt und ihrer Exekutive schädige. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.10.2008
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im Kanton Tessin selber eckte die Partei wie eh und je vor allem mit
rechtspopulistischen, teilweise vulgären Aktionen an. Für besonders hohe Wellen
sorgte der Sohn des Gründers der Partei, Boris Bignasca, der dem ehemaligen SP-
Kantonsrat und Schriftsteller Giovanni Orelli den Tod wünschte. Sogar die Tessiner
Kantonsregierung – nota bene mit zwei Vertretern (Marco Borradori und Norman Gobbi)
der Lega bestückt – verurteilte die schwerwiegende Beleidigung einstimmig. Diese
Geschichte zeigte auch auf, wie die Lega ihre Rolle zwischen rechter Opposition und
Mehrheitspartei nach wie vor suchte. Seit 2011 ist die Lega im Tessin zweitstärkste Kraft
und stellt zwei der fünf Regierungsräte. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.05.2012
MARC BÜHLMANN

Die Partei national orientierter Schweizer (Pnos) ist Sammelbecken der parteipolitisch
aktiven rechtsextremistischen Szene. Eine von der deutschen Bundesanwaltschaft
organisierte Operation gegen rechtsextreme Gruppierungen in Deutschland, den
Niederlanden und der Schweiz ermöglichte einen Blick auf diese Szene in der Schweiz,
der rund 1'000 bis 1'300 Personen angehören. Die Gefahr von terroristisch-
gewalttätigen Aktionen sei in der Schweiz im Gegensatz zu Deutschland gering, so eine
Erkenntnis der Operation. Allerdings müsse man sich um die Affinität der Neonazis zu
Schusswaffen Sorgen machen. So soll etwa die Tatwaffe, die im deutschen Fall NSU, bei
dem zehn Personen umgebracht wurden, verwendet wurde, aus der Schweiz stammen.
Nachdenklich stimmen müsse denn auch die enge Verbindung der rechtsextremen
Szene der Schweiz mit Gesinnungsgenossen aus Deutschland. 17

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.07.2013
MARC BÜHLMANN
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Der Präsident der DPS, Ignaz Bearth, ergriff den Rücktritt von seinem Rücktritt. Nach
einigen internen Querelen und Gerichtsverfahren wegen des Namens der Partei geriet
die DPS auch wegen Äusserungen der zurückgetretenen Thurgauer Sektionspräsidentin
in die Schlagzeilen. Diese hatte auf ihrem Facebook-Konto unter dem Namen der Partei
für Hitler geschwärmt. Der früher bei der PNOS aktive Bearth behauptete, dass die DPS
rund 100 Mitglieder in neun Sektionen aufweise. Die DPS war im Vorjahr in Brunnen
gegründet worden und positioniert sich als Alternative zur SVP. Die Volksrechte gelte es
auszubauen. 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.09.2013
MARC BÜHLMANN

Eine Protestpartei zieht in der Regel auch Personen an, die aus ihrer (rechts-)extremen
Haltung keine Mördergrube machen. So wurde etwa ein Genfer Stadtparlamentarier des
MCG, der sich abschätzig über Homosexuelle und Eingebürgerte geäussert und sich auf
seiner Facebook-Seite negativ über Israel ausgelassen hatte, von der Partei
ausgeschlossen. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.12.2013
MARC BÜHLMANN

1) Lancierung der Schäfchen-Kampagne: NZZ, 14.7.07. Brief von Diène an den Bundesrat: TG, 1.9.07. Versandaktion: BZ,
27.7.07; TG, 2.8.07.
2) Presse vom 27.8.11.
3) NZZ, 19.2.13
4) TA, 29.5.13; Presse vom 14.8.13; NZZ, 12.9.13.
5) Parolen 1994
6) Parolen 1994
7) Parolen 1994
8) Parolen 1994
9) Presse vom 4.7.98; BaZ, 7.7. und 14.7.98
10) BaZ, 4.7.98; CdT, 7.7.98; Sonntags-Blick 12.7. und 19.7.98; TA, 13.7.98; NZZ, 15.7.98; TG, 20.7.98; WoZ, 23.7.98; LT, 7.12. und
22.12.98
11) NZZ, 22.5. und 14.9.99
12) Bund und NZZ, 21.2.02.
13) Bund, 5.11.03.
14) TA, 24.8.07; LT, 25.8.07.
15) BZ, 23.10.06.
16) CdT, 2.5.12; NLZ und BaZ, 4.5.12; NZZ, 9.5.12.
17) NZZ, 19.7.13.
18) SGT, 19.2.13; APZ, 26.6.13; SoZ, 8.9.13; TZ, 10.9.13.
19) NZZ, 30.11.13; TG, 29.11., 10.12. und 12.12.13.
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